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Änderung desWaffengesetzes – Extremisten konsequent entwaffnen!

Beschluss: Annahme

Der Landesparteitag der SPD Hamburg möge – soweit die Bundesregierung und die SPD -

Bundestagsfraktion betroffen ist, zurWeiterleitung andenBundesparteitag der SPD - beschlie-

ßen:

Die SPD-Fraktion in der Hamburgischen Bürgerschaft und die SPD-Mitglieder des Senats, die

SPD-Bundestagsfraktion und die SPD-Mitglieder der Bundesregierung werden aufgefordert,

baldmöglichst eine Gesetzesinitiative zur Änderung desWaffengesetzes auf denWeg zu brin-

gen, um die im Koalitionsvertrag vereinbarte „Entwaffnung von Terrorist*innen und Extre-

mist*innen“ umzusetzen. Insbesondere sinddie Regelvermutungen in § 5Absatz 2WaffGdahin

zu erweitern, dass künftig auch Personen, die vom Verfassungsschutz als extremistisch einge-

stuft werden, im Regelfall nicht die gebotene Zuverlässigkeit besitzen und somit keinewaffen-

rechtliche Erlaubnis erhalten.

Überweisen an

Bundesparteitag, Bundesregierung, Bundestagsfraktion, Bürgerschaftsfraktion, Senat

1


